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Ist die seit wenigen Wochen wieder 
aufgeflammte Diskussion um den 

„Standort Deutschland“ und den 
Exodus deutscher Industrieunter­
nehmen nur eine von Arbeitgeber­
seite geschickt inszenierte Begleit­
musik zur Tarifrunde 1992? Oder 
haben sich die Investitionsbedin­
gungen in der Bundesrepublik wirk­
lich nachhaltig verschlechtert, mit 
allen Konsequenzen für künftiges 
Wachstum, Realeinkommensent­
wicklung und Beschäftigung?

Die empirische Evidenz ist nicht 
eindeutig. Ungeachtet wachsender 
„realer“ , wechselkursbereinigter 
Lohnstückkosten sind die Anlagein­
vestitionen der privaten Wirtschaft 
in Ausrüstungen und Gewerbebau­
ten (ohne Wohnungsbau), relativ 
zum Bruttosozialprodukt, seit Mitte 
der 80er Jahre deutlich gestiegen. 
Bereits 1989, also noch vor der 
deutschen Vereinigung, erreichte 
die (so definierte) Investitionsquote 
mit 12 '/2%das höchste Ergebnis seit 
1972. Bis 1991 hat die Quote für 
Westdeutschland weiter auf 13 'h%, 
für Gesamtdeutschland auf 13 ^4% 
zugenommen. Sie bewegt sich damit 
-voraussichtlich auch 1992- i n  ei­
nem Bereich, der zuletzt in den 60er 
Jahren realisiert wurde.

Die Bilanz der grenzüberschrei­
tenden Direktinvestitionen mit ihrem 
hohen Saldo zugunsten der deut­
schen Nettokapitalanlagen im Aus­
land (1990; 33,6 (vird. DM, 1991 bis 
November: 24,4 Mrd. DM) sagt we­
nig über die tatsächliche Realkapi­
talbildung im In- und Ausland und die 
Standortqualität der Bundesrepublik 
aus: Japan wäre nach diesem Krite­
rium ein miserabler S tandort-offen­
sichtlich aber nur für ausländische 
Unternehmen. Dennoch lassen die 
nur schwer vergleichbaren und gele­
gentlich widersprüchlichen interna­
tionalen Statistiken soviel erkennen: 
Die kräftigen ausländischen Investi­
tionsströme in und nach Europa sind 
in den letzten Jahren an Deutsch­
land weitgehend vorbeigeflossen. 
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und möglicherweise auch andere 
Länder liegen bei der Ansiedlung 
neuer Unternehmen „auf der grünen 
Wiese“ mittlerweile vorn.

Dies ist auch keineswegs erstaun­
lich. Den Stärken des Unterneh­
mensstandorts Bundesrepublik -  
zentrale geographische Lage im 
wirtschaftlichen Ballungsraum Eu­
ropa, leistungsfähige Zulieferindu­
strien, gute Infrastruktur, innovatives 
technologisches Umfeld, qualifi­
zierte Arbeitskräfte, soziale und poli­
tische Stabilität -stehen bekanntlich 
eine ganze Reihe von Nachteilen ge­
genüber. Zu ihnen zählen die im 
internationalen Vergleich höchsten 
Arbeitskosten (Löhne und Lohnne­
benkosten), die wohl kürzesten Wo­
chen-, Jahres- und Lebensarbeits­
zeiten, ein rigides Arbeitsrecht, ver­
gleichsweise hohe (nominale) Unter­
nehmensteuern, hohe Energie­
preise, strenge Umweltauflagen bei 
der Produktion, lange Genehmi­
gungszeiten bei Investitionen.

Das alles ist nicht neu, und die ge­
nannten Standortnachteile haben 
die Wirtschaftsentwicklung in der 
Bundesrepublik in der Vergangen­

heit nicht nachhaltig beeinträchtigt, 
t^eu ist allerdings, daß die internatio­
nalen ökonomischen Rahmenbedin­
gungen sich verschoben haben. Die 
Mobilität des internationalen Kapi­
tals hat zugenommen. Zahlreiche 
Länder haben den Standortwettbe­
werb aufgenommen, Unternehmen­
steuern gesenkt, Hemmnisse ge­
genüber ausländischen Investoren 
abgebaut und einen moderaten, be­
schäftigungsorientierten Kurs in der 
Lohnpolitik eingeschlagen. Mit den 
Ländern Mittel- und Osteuropas sind 
neue, ebenfalls zentral gelegene 
Standorte mit geringen Arbeitsko­
sten hinzugekommen. Auch ohne 
zusätzliche Kostenbelastungen für 
die Unternehmen, wie sie in der Bun­
desrepublik derzeit diskutiert oder 
schon verwirklicht werden (hohe Ta­
rifabschlüsse, weitere Arbeitszeit­
verkürzung, Pflegeversicherung, 
neue Umweltauflagen), hat sich da­
her die Qualität des Industriestand­
orts Deutschland relativ verschlech­
tert.

Angesichts der ökonomischen 
und sozialen Herausforderungen, 
die nicht zuletzt der deutsche Eini­
gungsprozeß mit sich bringt, muß 
dies zu denken geben. Die Bundes­
republik braucht in den nächsten 
Jahren mehr, und nicht weniger, 
Realkapital. Es gilt, den Deindustria­
lisierungsprozeß in Ostdeutschland 
zu stoppen und umzukehren, vor­
handene Arbeitsplätze zu sichern 
und für drei Millionen offen oder ver­
deckt Arbeitslose (plus zwei Millio­
nen in den westlichen Bundeslän­
dern) neue produktive Arbeitsplätze 
zu schaffen. Soll dies gelingen, und 
sollen überdies Investitionen in Ost­
deutschland nicht zu Lasten von In­
vestitionen -  und damit künftigen 
Einkommens- und Beschäftigungs­
chancen -  in den alten Ländern ge­
hen, dann ist es nötig, mehr Kapital 
im Lande zu halten und mehr auslän­
disches Investitionskapital anzuzie­
hen. Das erfordert eine glaubwürdige 
Standortpolitik für Gesamdeutsch- 
land, die sich an diesem Ziel orien­
tiert.
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